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Baureglement und Zonenpl an, sowie Quartierpläne "Neuhof" · 
und "Rebrain" der Gemeinde H&uptwil 

1. Die Gemeinde Hauptwil hiess am 5. April 1967 ein Baureglement 

mit Zonenplan gut, das der Regierungsrat am 27. Juni 1967 ge­

nehmigte. In der Folge wurde der Zonenplan mehrmals angepasst. 

Eine grundsätzliche Ueberarbeitung drängte sich jedoch auf, 

als am 1. Juli 1972 das neue· Gewässerschutzgesetz in Kraft 

gesetzt wurde. Dieses enthält die folgenden, für die Gemein­

den bedeutsamen Bestimmungen: 

Artikel 17, A.bs . 1 "Für di e Ableitung und Rein,igung der Ab-

wässer sind die erforderlichen öffentlichen Kanalisati ons-

s.ysteme und zentral en Abwasserreinigungsanlagen zu erstell en. 

Der Bau der öffentlichen Kanalisationen hat ges'tützt auf ge­

nerelle Projekte zu erfolgen, deren Ausdehnung und technische. 

Ausgestaltung der zu erwartenden baulichen Entwicklung in ange­

messener 'wei se Rechnung tragen". 

Artikel 33, Abs. 2 "Bundesbeiträge werden nur gewährt , wenn 

die vorgesehene Lösung einen sachgemässen Gewässerschutz ge­

währlei stet, den technischen Anforderungen genügt, wirtschaft­

l ich ist, die vorgeschriebene Abflussqualität erreicht wird und 

der Kanton einen angemessenen Teil der Kosten übernimmt". 

Wichtig sind schliesslich auch die fol genden, das Gesetz er­

gänz~den Artikel der a l lgemeinen Gewässerschutzverordnung: 

•• 
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Artikel 15 "Für den .Umfang des generellen K&nali sationsE!ojek$es 

(GKP) ist das im Zonenplan ausgeschiedene Baugebiet massgeb~ 

Sofern kei ne Zonenplanung besteht, ist das GKP für das überbaute , 



und für das innert höchstens 15 Jahren zur Erschliessung vor­

gesehene ·Baugebiete anzulegen. Dabei darf höchstens eine .!2!:=. 
doppelung der vorhandenen Bevölkerungszahl und eine den ört­

lichen Verhältnissen angemessene Entwic~lung von Industrie, 

Gewerbe und Fremdenverkehr berücksichtigt werden." 

Artikel 16 "Für die Planung der Kanalisationen innerhalb des 

im GKP abgegrenzten Gebietes ist eine noch spätere bauliche 

Entwicklung angemessen zu berücksichtigen. Diese ist in einem 

Kanalisationspiahtplan darzustellen." 

Bei der Berechnung der Bundessubventionen spielt schliesslich 

auch der Artikel 33 der Verordnung eine wichtige Rolle; denn 

die Subventionierung der Hauptsammeil.kanä,le einer Gemeinde hängt 

davon ab, ob deren Einzugsgebiet eine bestimmte Mindestausdehnung 

hat. 

2. Nach dem alten Zonenplan von 1967 bot das Baugebiet, nicht zu­

letzt wegen der hohen Ausnutzungsmöglichkeiten in der Kern-

und der Wohn- und Gewerbezone, Platz für nicht weniger als rund 

1700 Einwohner in der definitiven Bauzone und 700 .Einwohner in 

der Reservezone, also insgesamt eine Wohnbevölkerung von 2'400 

Personen. Dem ist die Entwicklung der Einwohnerzahlen in den 

letzten Jahrzehnten gegenüber zu stellen: 

1941: 

1950: 

1960: 

1970: 

768 Einwohner 

819 Einwohner 

817 Einwohner 

869 Einwohner 

Die Stagnation, die sich im Jahrzehnt 1950/1960 abzeichnete, 

wurde offenbar dank einer zielbewussten Erschliessungspolitik 

überwunden. Alle Anzeichen deuten darauf hin, dass vor allem 

für die an guten Wohnlagen (Südhänge!) abseits der Hauptver­

kehrsstrassen ausgeschiedenen Baugebiete eine rege Nachfrage 

besteht. Das beweisen die beiden Quartierpläne "Rebrain" und 



"Neuhof", die im Zusammenhang mit der Abänderung des Zonenplans 

ebenfalls in das Genehmigungsverfahren einzubeziehen sind. 

3. Bei der Revision.des Zonenplans wurden zwei Ziele verfolgt: 

Reduktion des im alten Zonenplan ausgeschiedenen Baugebiets 

durch Aufteilung in definitives ßl!.ugebiet und Reservebauge­

biet einerseits sowie Riebtplangebiet anderseits und Herab­

setzung der hohen Ausnutzungsmöglichkeiten im Dorfkern. Beide 

Nassnahmen erforderten daher auch eine Aenderung und Ergänzung 

des Baureglements. 

Am bestehenden Zonenplan wurde das Siedlungsgebiet lediglich 

.. 

im Gewann "Rebrain", wo ein von der Gemeinde j>_e_schl,_,o<.:s""s"-en=",_e~r-------'-­

Quartierplan vorliegt, geringfügig angepasst. Von entscheiden-

der Bedeutung ist dagegen, dass insgesamt vier zum Teil grosse 

Areale aus dem Baugebiet der I. und II. Etappe herausgenommen 

und neu dem Riebtplangebiet zugewiesen wurden. Damit entfällt 

der Anspruch auf Erteilung einer Baubewilligung; das Areal 

gilt, solange es nicht dem eigentlichen Baugebiet zugeordnet 

wird, baurechtlich als Landwirtschaftsgebiet. 

Durch die Tatsache, dass aber die Erschliessuhgswerke, insbe­

sondere die Kanalisationen, für das gesamte Siedlungsgebiet, 

also das Baugebiet und die Riebtplanfläche zu dimensionieren 

sind (wir verweisen auf Artikel 15 und 16 der allgemeinen 

Gewässerschutzverordnung), ist es .als Bauerwartungsland quali­

fiziert und hat einen Anspruch auf Einzonung, wenn das Bauge­

biet weitgehend ausgenützt ist. Das revidierte Baureglement 

bestimmt deshalb in § 3, dass das Riebtplangebiet von der 

Ortsbehörde zum Baugebiet erklärt werden kann, wenn im be­

stehenden Baugebiet 80 % der gemäss AusnUtzungsziffer mög­

lichen Einwohner erreicht sind. 

Daraus ergibt sich, dass bei knapper Dimensionierung des Bau­

gebiets sehr bald Teile des Riebtplangebiets in das Baugebiet;.< 

überführt werden können. Die Flächenbilanzen für den Zonenplan 

1967 und jenen von 1973 ergeben folgende Vergleichsverte: '· 



Baugebiet 1967 

Baugebiet 1973 

Hektaren 
55,15 

42,09 

Einwohner 
2'248 

1'374 

Die Reduktion der Fläche ist offensichtlich; sie rührt wie 

schon erwähnt, davon her, dass vier Gewanne von teilweise 

erheblicher Grösse dem Riebtplan zugewies.en wurden. Die starke 

Reduktion der möglichen Einwohner ist aber im weitern noch 

darauf zurückzuführen, dass in der gesammten Mischzone im 

Dorfkern statt dreigeschossiger neu zweigeschossige Bau­

weise vorgeschrieben und die Ausnützung von 0,6 auf 0,45 

reduziert wurde. 

Damit erreicht die Gemeinde, dass .ihr Baugebiet nun den An­

forderungen der Gewässerschutzgesetzgebung entspricht und dass 

sie das Maximum an Bundessubventionen flüssig m&chen kann. Es 

wird in anderem Zusammenhang noch zu prüfen sein, ob die von 

der Gemeinde vorgenommene Einstufung ehemaligen Baugebiets 

als Riebtplangebiet in allen Teilen richtig war. 

3. Das revidierte Baureglement enthält nicht nur die für das Riebt­

plangebiet notwendigen Vorschriften; es wurden auch einige wei­

tere Neuerungen aufgenommen, die zweckmässig sind. So kann ins­

künftig die Behörde Quartier- und Gestaltungspläne beschliessen. 

Im Rahmen der Ausnahmebestimmungen werden die starren Vorschrif­

ten über die Einhaltung der Geschosszahl flexibler gestaltet und 

die Möglichkeit der Areal- oder Gesamtüberbauung eröffnet. In 

der Kernzone wird der kantonalen Denkmalpflege das Mitsprache­

recht eingeräumt, womit WesentlichenAnforderungen der·provi­

sorischen Schutzpläne entsprochen ist. 

4. Umstritten ist, mindestens von zwei betroffenen Grundeigentümern, 

die Zuweisung früheren Baugebiets zum Richtplangebiet. Wahrend 

der öffentlichen Auflage waren drei Einsprachen eingereicht worden, 

welche die Ortskommission alle abwies. An der Gemeindeversammlung 

liess die Behörde über ihre abweisenden Entscheide abstimmen, wo­

bei der Antrag der Ortskommission auf Abweisung mit klaren Mehr­

heiten gutgeheissen wurde. 
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Zwei Einsprecher fechten diesen Entscheid mit B~schwerde beim 

Regierungsrat an. Am 2. April 1973 reichte Dr. iur. J. Thür, 

Bischofszell, im Auftrag der Erben des verstorbenen Dr.med. 

A. Brunnschweiler, Prau E. Brunnschweiler-Dannenhauser und 

ihres Sohns Thomas Brunnschweiler,Beschwerde ein mit dem An­

trag, es sei die gesamte Liegenschaft "zur Rose" in der bis­

herigen Zone zu belassen. Am 11. April 1973 reichte Dr. Ch. 

Wüthrich, Bischofszell, im Auftrag der Erbengemeinschaft E. 

Brunnschweiler-Rikli, Frau A. Brunnachweiler und Frau R.Martin 

Beschwerde ein und beantragte, die Liegenschaft Kaufhaus der 

Beschwerdeführerinnen im vollen Umfang in der Bauzone zu be­

lassen und nicht teilweise dem Riebtplangebiet zuzuweisen. 

Beide Beschwerden wurden fristgerecht einge~~ es ist 

daher im Rahmen des Genehmigungsverfahrens über sie zu be-

finden. 

Dr.iur. J. Thür begründet seine Beschwerde im wesentlichen wie 

folgt. Während zu Lebzeiten von Dr. med. A. Brunnschweiler ein 

Verkauf der·Liegenschaft "zur Rose" nicht in Erwägung gezogen 

wurde, sind die familiären Verhältnisse heute so, dass die 

Eigentümer ba·ld zu einem Verkauf gezwungen sein könnten, der 

mindestens Teile der Liegenschaft umfassen müsste. Wenn hiezu 

die hinter dem Haus liegenden 75 Aren nicht verwendet werden 

könnten, würde bewirkt, dass die gesamte Liegenschaft unter 

dem derzeitigen Steuerwert verkauft werden müsste. Es wird 

geltend gemacht, dass die Ortsbehörde sich nie nach den Ab­

sichten der Beschwerdeführer erkundigt habe; sie hätte sonst 

erfahren, dass man beabsichtigte, einen lieberbauungsplan für 

das hinter dem Wohnhaus liegende Land zu erstellen. Im weitern 

wird auch geltend gemacht, dass es aus planarischen Gründen 

zweckmässig sei, das im Dorfkern liegende Land zu überbauen, 

bevor landwirtschaftlich gut nutzbares Areal am Rande des 

Dorfes erschlossen werde~ Es sei falsch,die zentral gelegenen 

Grundstücke von der Bauzone auszuschliessen,um in den Genuss 

einer höheren Subvention der öffentlichen Hand zu gelangen. 
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Die Gemeinde macht in ihrer Vernehmlassung geltend, dass ihres 

Wissens keine ;Kt!,u:Jlinteressen für dieses Areal bestünden. Es 

sei kanalisationstechnisch nicht erschlossen und eine Zufahrt 

könnte erst nach Abbruch eines Hauses erstellt werden. Sie be­

zeichnet den Hinweis, es müsste das Geld für Unterhalt und Be­

trieb des Herrschaftshauses aus dem Verkauf von Grund und Boden 

beschafft werden, als unrich~ig und beantragt, den eindeutigen 

Entscheid der Gemeinde zu schützen und die Beschwerde abzuweisen. 

Dr. Ch. Wüthrich begründet seine Beschwerde im wesentlichen mit 

den gleichen Argumenten. Er macht geltend, dass weder der Hin­

weis, das Grundstück der Beschwerdeführer eigne sich seiner Na­

tur nach nicht zur Ueberbauung,noch der Eigentüiiier gebe es zur 

Ueberbauung nicht frei, zutreffe. Sowohl bei einem Gesamtver­

kauf wie bei einem Teilverkauf sei, unter Wahrung der Interessen 

des Heimatschutzes, eine Ueberbauung möglich. Es sei auch zu er­

warten, dass in sehr absehbarer Zeit die Liegenschaft verkauft 

werde, weil es die persönlichen Verhältnisse der heutigen Eigen. 

tümer erforderten. Die Gemeinde habe es unterlassen, sich nach 

diesen Verhältnissen zu erkundigen, sondern auf blosse Annahme 

hin disponiert. Eine Auszonung dieser Art komme einer materiellen 

Enteignung gleich und müsse entschädigt werden; auf keinen Fall 

sei die Auszonung ein rechtlich taugliches Mittel zur Bekämpfung 

der Baulandhortung. Schliesslich wird darauf hingewiesen, dass 

der in der Botschaft an die Stimmbürger enthaltene Hinweis, man 

müsse das Baugebiet verkleinern, um Bundessubventionen flüssig 

zu machen, nicht stichhaltig sei. Es sei nur dann sinnvoll, Land 

auszuzonen, wenn dieses kanalisationstechnisch noch nicht er­

schlossen sei. Für das Land der Beschwerdeführer treffe aber 

das Gegenteil zu; denn die Hauptleitungen seien verlegt. Wenn 

die im Baugebiet verbliebenen Teile des Grundstücks mit Quartier~ 

leitungen erschlossen würden, sei damit das ganze Areal baureif. 

Er beantragt,den Beschluss der Oktsgemeinde aufzuheben. 

Die Gemeinde kommt in ihrer Vernehmlassung zu gegenteiligen 

Schlüssen. Sie hält vorerst fest, dass kein Land ausgezont 

wUrde, sondern lediglich das gesamte Siedlungsgebiet in Bau-



- 7 

gebiet und Richtplangebiet aufgeteilt wurde, wobei wegen der 

knappen Begrenzung der Bauzone bald damit zu rechnen sei, dass 

die Behörde Teile des Richtplangebietes zu Baugebiet erkläre, 

sofern Interessenten für den Kauf der Liegenschaft Brunnachwei­

ler gef~den werden könnten. Die Ortsbehörde weist darauf hin, 

dass nur der hintere Teil der Liegenschaft zum Richtplangebiet 

erklärt wurde; längs der Strasse.sei eine Bautiefe beibehalten 

worden. Der Hinweis, man wolle mit der Rückzonung Subventionen 

für die Erschliessung des Gebietes "Rebrain" flüssig machen, 

sei unrichtig; die Rückzonung diene dem gesamten Baugebiet. Es 

wird beantragt, die Beschwerde abzuweisen. 

5. Nicht umstritten ist die neue Einstufung .de~zlielgeschoss~gen 

Wohnzone unterhalb der Staatsstrasse im Nordosten; ebenso wurde 

die im Einspracheverfahren angefochtene Rückstufung der Wohnzone 

oberhalb der Gewerbezone am westlichen Rand des Baugebietes nicht. 

weitergezogen. Damit fallen grosse Flächen des alten Zonenplans 

vorläufig als Baugebiet weg. 

Unangefochten ist auch die Verminderung der Ausnützungsmöglich­

keit im Dorfkern, so dass allein mit diesen Massnahmen ein we­

sentlicher Teil der durch die Gewässerschutzgesetzgebung erfor­

derlichen Reduktion der Ueberbauungsmöglichkeiten erreicht wird. 

Die Rückstufung eines Teils des Areals der Erbengemeinschaft 

Ernst Brunnschweiler-Rikli, Kaufhaus, muss im Zusammenhang mit 

dem anschliessenden Landwirtschaftsbetrieb Ernst Niederer be­

trachtet werden. Dieser Grundeigentümer konnte im Rahmen der 

Ortsplanung nicht ausgesiedelt werden. Er erneuerte seine Ge­

bäude und ist daher darauf angewiesen, die Hausparzelle "Bleiche" 

noch auf längere Zeit landwirtschaftlich zu nutzen, so dass für 

ihn die Zuweisung zum Richtplangebiet in jeder Hinsicht gerecht­

fertigt ist. 

Die Leitungen, die für die Entwässerung des Areals Niederer no~ 

wendig sind, dienen zum Teil auch dem Areal Kautkaus. Es war da­

her zu prüfen, ob dieses nicht auch zum Teil dem Richtplangebiet 
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zugewiesen werden könnte. Die Ortsbehörde beschloss auf Grund 

der Tatsache, dass der am Bach liegende,flache, an das Areal 

Niederer anstossende Teil vorläufig nicht erschlossen ist, die 

Einstufung in das Richtplangebiet. Die Situation des generellen 

Kanalisationsprojektes zeigt, dass die Quartierleitung für das 

im Riebtplan aufgenommene Gebiet f~hlt, weil keine Strasse vor­

handen ist, in die man sie legen kann. Yas von der Liegenschaft 

Kaufhaus in die bes-tehende Hauptleitung in der Staatsstrasse 

entwässert werden kann, blieb im definitiven Baugebiet. Plane­

risch ist die Rückstufung gerechtfertigt; sie hat für die Grund­

eigentümer im übrigen nicht die Wirkungen, die in der Beschwerde~ 

schrift erwähnt werden. Vor allem handelt es sich nicht um eine 

Auszonung, sondern lediglich um eine teilweiseRückStlil'i:iilgl:n 

eine spätere Erschliessungsetappe. Die bereits erwähnte Tatsache, 

dass im neuen Zonenplan die Zahl der möglichen Einwohner auf 

Grund der Ausnützung nur noch 1374 (gegen 2448 im alten Zonen­

plan) beträgt, dass Teile des Riebtplangebietes nach den Vor-

schriften des neuen Baureglements also schon in das Baugebiet ~ 

überführt werden könne~,' wenn Hauptwil 1050 Einwopner überschrit­

ten hat {Volkszählung 1970: 869 Einwohner), zeigt eindeutig, dass 

es in sehr absehbarer Zeit möglich ist, Teile des Riebtplangebiets 

wieder dem Baugebiet zuzuweisen. Es ist festzuhalten, dass in den 

Quartieren "Rebrain" und "Neuhof" bereits konkrete Ueberbauungs­

pläne vorliegen, die sofort verwirklicht werden können. Das führt 

wiederum zu einer Erhöhung der Einwohnerzahlen und rückt den Zeit­

punkt der Ueberführung des Riebtplangebiets in Baugebiet in grös­

sere Nähe. Der Ortsbehörde war es dagegen nicht bekannt, dass die 

Eigentümer der Liegenschaft Kaufhaus sich mit Verkau:l'ail.bli)ibht-en 

tragen. 

In bezug auf die Liegenschaft der Erben Dr. A. Brunnschweiler, 

zur Rose,sind ähnliche Ueberlegungen anzustellen. Vor allem ist 

der in das Riebtplangebiet zurückgestufte Teil nicht erschlossen, 

weder mit Strassen noch mit Abwasserleitungen. Es war auch hier 

der Ortsbehörde nicht bekannt, dass ein Verkauf geplant ist. 

Nach wie vor ist die ganze Liegenschaft aber im generellen Xa­

nalisationsprojekt und im Riebtplangebiet enthalten; damit ist 
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ausdrücklich dokumentiert, dass es sich um Baugebiet handelt, 

das in einer späteren Etappe erschlossen und überbaut wer-den 

kann. 

··::,,•...-:·····-'·"';···. 
> t,---~ 

Mi~ Recht beanstanden beide Beschwerdeführer, dass die Gemeinde­

behörde vor der Aenderung des Zonenplans mit ihnen keinen Kontakt 

aufnahm'". Das ist darauf zurüc;kzuführen, dass bisher nie eine 

Absicht geäussert wurde, die Liegenschaften zur Ueberbauung zu 

verkaufen und im übrigen konnte die Behörde, die die Vermögens­

verhältnisse kennt, mit einem gewissen Recht annehmen, dass hie­

für keine zwingende Notwendigkeit besteht. Man kann den beiden 

Be.schwerdeschriften denn auch entnehmen, dass im Augenblick noch 

keine konkreten Ueberbauungspläne vorliegen.--·· 

Der Regierungsrat kommt deshal·b zum Schluss, dass Zonenplan und 

Riebtplan in der von der Gemeinde beschlossenen Form zu genehmi­

gen sind; die beiden Beschwerden werden daher abgewiesen. Wenn 

jedoch wegen der Rückstufung in das Riebtplangebiet den Beschwerde-

• führern bei einem allfälligen Verkauf der Liegens~haften Schwie-

rigkeiten erwachsen würden, erachtet es der Regierungsrat als 

möglich, für die betroffenen Areale Quartierpläne (mit Festle­

gung der Erschliessung durch Strassen und Abwa.sserleitungen) 

oder Gestaltungspläne (mit Festlegung der künftigen Ueberbauung) 

zu erstellen. Dadurch würde dokumentiert, dass tatsächlich der 

Wille besteht, diese Areale der Ueberbauung zuzuführen. Derartige 

Pläne können nach dem neuen Baureglement von der Ortsbehörde be­

schlossen werden; nach Genehmigung durch den Regierungsrat würde 

das heutige Riebtplangebiet dannzuma.l zum definitiven Baugebiet. 

Eine Genehmigung könnte ohne Schwierigkeiten erfolgen, weil durch 

derartige Pläne die heute fehlende Erschliessung gesichert werden 

kann. Die dadurch bewirkte Vergrösserung ,des Baugebietes dürfte, 

bis die entsprechenden Pläne erstellt und genehmigt sind, nicht 

mehr derart bedeutend sein, dass die Ge,meinde bei der Be•,eb~ 

der Subventionen schlechter fährt. 
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6. Zusammen mit der Genehmigung des neuen Baureglementes, Zonen­

plans und Richtplans ist auch zu befinden über zwei Quartier­

pläne, welche die Gemeinde beschloss. 

Am 4. September 1972 reichte die Behörde den von der Gemeinde­

versammlUng am 30. August 1972 beschlossenen Quartierplan 

"Rebrain" zur Genehmigung ein, damals zugleich mit dem Er­

suchen, die entsprechende Erweiterung des Zonenplans zu ge­

nehmigen. Diese Genehmigung musste jedoch zurückgestellt 

werden, weil die zusätzliche Vergrösserung der Zonenfläche 

um rund 1,2 Hektaren nicht bewilligt werden konnte, ohne 

Rückstufung andern Areals in Richtplangebiet oder Reduktion 

der möglichen Ausnützungsziffern. 

Beides wurde im neuen Baureglement und Zonenplan verwirklicht, 

so dass die Voraussetzungen für die Genehmigung des Quartier­

plans "Rebrain" nun erfüllt sind. In formeller Hinsicht er­

folgten Auflageverfahren und Beschlussfassung korrekt; es 

.. .-(·' 

gingen weder Einsprachen noch Beschwerden ein. Die vorgesehenen 

Erschliessungsstrassen von 5 m Breite (Baulinienabstand 18 m)' 

genügen für eine zweigeschossige Wohnzone, die abwassertechnische 

Erschliessung ist gewährleistet. Der Plan kann genehmigt werden. 

Im weitern ersucht die Behörde um Genehmigung des von der Ge­

meindeversammlung am 28. März 1973 beschlossenen Quartierplans 

"Neuhof". Dieser wurde vom 10. bis 23. März 1973 öffentlich 

aufgelegt; es gingen auch dazu weder Einsprachen noch Beschwerden 

ein. Dieser Plan ermöglicht die sinnvolle Ergänzung der Erschlies­

sung einer schon begonnenen Quartierüberbauung im Nordosten des 

Dorfes. Ein bestehendes, allerdings nur 4,50 breites Erschlies­

sungssträsschen für einige Einfamilienhäuser wird ergänzt durch 

eine Quartierstrasse von 5 m Breite mit 1,5 m breitem Trottoir. 

Die Baulinien halten einen Abstand von je 4 Meter vom Strassen­

bzw. Trottoirrand. Durch die neue Quartierstrasse wird die bis­

herige Stumpenstrasse so ergänzt, dass sie durchgehend befahrbar 

wird, was für die öffentlichen Dienste ein grosser Vorteil isii. 

Auch dieser Plan kann genehmigt werden. 
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Der Regierungsrat beschliesst: 

l. Das von der Gemeinde Hauptwil am 28. März 1973 beschlossene 

Baureglement mit zugehörigem Zonenplan und Riebtplan wird 

genehmigt. Es ersetzt das alte Baureglement mit Zonenplan 

vom 27. Juni 1967, das ausser Kraft gesetzt wird. 

2. Der von der Gemeinde am 4. September 1972 beschlossene 

Quartierplan 11Rebrain" wird genehmigt, ebenso von der 

Gemeinde am 28. Karz 1973 beschlossene Quartierplan 

"Neubof". 

3. Die Beschwerden der Erben Dr. A. Brunnschweiler, zur Rose, 

vertreten durch Rechtsanwalt Dr. J. Thür, und der Erben­

gemeinschaft E. Brunnschweiler-Rikli, Kaufhaus, vertreten 

durch Rechtsanwalt Dr. Cb. Wüthrich, werden im Sinne der 

Erwägungen abgewiesen. Den Beschwerdeführern steht jedoch 

das Recht zu, bei Bedarf einen Quartier- oder Gestaltungs­

plan für ihr gesamtes Areal erstellen zu lassen. Wenn da­

durch die Ueberbaubarkeit planerisch ~d finanziell sicher­

gestellt wird, steht von Seiten des Regierungsrates der Ge­

nehmigung eines solchen Plans nichts entgegen. Die Beschwerde-

führer bezahlen eine Beschlussestaxe von je Fr. 100.-- und 

die Ausfertigungsgebühren. 

. ... 
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4. Mitteilung an: - Ortsbehörde Hauptwil, 9213 Bauptwil 
.unter Beilage eines Baureglements, 
der Zonenpläne Nr. 1 und 2, der Richtpläne· 
Nr. 1 und 2, des Quartierplans "Rebrain" 
sowie des Quartierplans "Neuhof", alle 
mit Genehmdgungsvermerk . 

-Rechtsanwalt Dr. J. Thür, 9220 Bischofszell 
in doppelter Ausfertigung für sich und seine 
Klienten (Charge mit Rückschein) 

-Rechtsanwalt Dr. Ch. Vüthrich, 9220 Bischofszell 
in doppelter Ausfertigung für sich und seine 
Klienten (Charge mit Rückschein) 

- Grundbuchverwalter A, Diethelm, Bischofszell 

- Bezirksamt Bischofszell, 9220 Bischofszell 

- Strassen- und Baudepartement (4-fach) 

-Amt für Umweltschutz + Wasserwirtschaft 
unter Beilage der Situation des generellen 
Kanalisationsprojektes 

- Regionalplanungsamt 
unter Beilage eines Baureglements, des ZonetiL 
plans und des Riebtplans Nr. 3, sowie der 
Quartierpläne 11Rebrain11 und "Neuhof", alle 
mit Genehmigungsvermerk und der Akten 

Für richtige Ausfertigung 
DER STAA.TSSCBREIBER: 

~-;6~ 

Beachlussest1xe Fr. 2 00,-------------Ausfertigung .. A 6 0, -
Stempelgebühr ..:.".:..._--.:;.:...::~,_--

Totai_F~ .... ....,;3~·.;;;;8.;;0~,--_ 
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